
I.Beiblatt Beiblatt zur Parlamentsko~respondE!nz 18.April 1953 

2!A.'J zu 3 A n fra g e b e a n t wo I' t U ng 

In Beantw'ortung der von den Abg.Dr. T,: s c h ade k und' Geno~sen 
in der Sitzung des Nationalrates 'VOllt 15.Apr:iJ1 1953 überreichten Anfrage, 

" 

betreffend die Verhaftung von Betriebsräten !in den Pauker-Werken und das 

Verhalten der Polizeiorgane, teilt Bundesminister fUr Inneres Hel m e I' 
, I 

folgendes mit; 

In den Abendstunden des i3 0 April 1953 wurde der Bundospolizeidirektion 

Wien von privater Seite mitgeteilt, dass der Betriebsrat der Pawter-Werke 

Alfred Smida am gleichen Tage um 9 Uhr früh an seinem Arbeitsplatz in Wien 21., 

Siemensstrasse 89, angehalten und zum ,Bezirkspolizeikommissariat floridsdorf 

gebracht wurde. Die Anhaltung erfolgte unter der Beschuldigung des verbotenen 

Waffenbesitzes. Bei der Durchsuchung des Garderobekastens im Betrieb wurde 

ein G~ischlauch vorgefunden, von dessen Vorhandensein Alfred Smida keine 

Kenntnis hatte. Unmittelbar nachher nahmen Kriminalbeamte des Bezirkspoliz~ 

kommissariates Floridsdorf mit Kenntnis des Bezirkspolizeikommissariates 

Ottakring und Ultter Beiziehung eines Kriminalbeamten des letztgenannten 

Kommissariates eine Haus,durchsuchung in der Wohnung des Alfred Smida, 

Wien 16., Thaliastrasse 42, vor. Bei der Hausdurchsuchung wurde keine ver­

botene Haffe gefunden. Die Entlassung des Alfred Smida. erfolgte erst am 

15.4. um 7.30 Uhr früh • 
.. 

Am Abend des 14.April erfuhr die Polizeidirektion wiederum aus privater 

Quelle, dass auch der Betriebsratsobmann der Pauker-Werke, Jcs ef I\riwanek, 

ebe~falls wegen angeblich verbotenen Waffenbesitzes von Beamten des Bezirks­

polizeikornmisßariates Floridsdorf festgenommen wurde. Die Enthaftung 

Kriwaneka erfolgte zur gleichen Zeit wie die Alfred Smidas • 
Sowohl Smida als auch Kriwanek wurden bei den polizeilichen Verhören 

weniger um den Besitz von Waffen als vielmehr um die Herkunft und die Ver­

teilung eines antikoml".1unistischen Flugblattes in den Pauker-Werken vor den 

Nationalratswahlen befragto Es besteht der Eindruck, dass die Na~hforschung 

nach diesem Flugblatt der HaUl?tzweck der Amtsln ndlung war. 

Die ~~ndespolizeidirektion ~ien leitete sofort ~ AbenT des l3.April 

eine Untersuchung über 'die Angelegenheit ein. HiDeiwurde festgestellt, dass 

über Auftrag des stellvertretenden Leiters des Bezirkspolizeikommissariates 

Floridsdorf J Polizeioberko:mmissär Hertl, der Amtsoberrevident Dr.Steiner die---
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Amtshandlung führteo Oberkommissär Hortl erklärte, dass bei der Hausdurchw 

suchung bei Smida eine improvisierte Waffe (Guramischlauch) gefunden worden 

sei. Es sei eine!Ellthaftung Smid~' nicht möglich, da weit'er nach Schuss­

waffen gesucht werden müsse. Es wurde daraufhin d~rch das Bezirka~olizei­

kommissariat Flo~idsdorf eine zweite Hausdurchsuchung veranlasst, die aber 
:1 ,\ 

ebenfalls ,keine verbotene Wa~fe zutage förderteo Oberkommissär Hcrtl wurde 

soda~~ im Auftrage des Polizeipräsidenten noeh.aID 13 0 April abends strikte 

angewiesen, den festgellommenen Betriebsrat Smida zu entlassen, da kein Haft­

grund vorliege. Oberko~issär Hertl lehnte jedoch die Enthaftung mit der Be­

gründung ab, dass die Anhaltung der russischen Ortskormnandantur bereits ge­

meldet worden sei und infolgedessen eine Enthaftung nur mehr mit deren Ein­

willigung erfolgen könnü., Darau'fhin begab sioh ein Beamter der Polizeidiroktion 

zur Kommandantur, um für die Freilassung zu intervenieren. Der Beamte des 

Polizeipräsidiums konnte jedooh keinen Funktionär der Kommandantur erreichen, 

da mit Rücksicht auf die vorgerückte Zeit nur mehr d,ie Waohmannsoh8.ft anwe­

send war. 

Nach diesem verghliohen Versuch einer Intervention bei der Kommandantur 

wurde dem Oberkorninissär Hertl neuerlich durch das Polizeipräsidium telefonisch 
'. 

a.usdrücklich erklärt, dass nach österreichischem Recht kein Haftgrul'lu,für 

die Anhaltung S~das gegeben seio Hierauf erklärte Oberkommissär Hertl, dass 

sich die russische Orts~ommandnntur die Entscheidung über die EnthaftU11g 

vorbehalten habe. Unter diesen Umständen war die Poliz9idirektion niCht im­

stande, die Enthaftung Smidas' durchzusetzen .. 

Auoh nach Kenntnisnahme von der Festnahme des Betriebsratsobmannes 

Kriwanek versucht e die Polizeidirektion Wien sofort J einen B,ericht des Be­

zirkspolizeikommissariates Floridsdorf zu erhalten. Der Referent, der Amts­

handlung, der Amtsoberrevident DreStein~r, bestätigte über Anfrage des Polizei­

präsidiums zv~r die erfolgte Vcrhaftung'KriwanekS , verweigerte jedoch jede 

weitere Auskunft .. Der Kriminalbeamto Wagner, der an der Durchführung der 

Amtshandlung beteiligt war, lehl1tü gegenüber eihem leitenden Beamten der 
. I 

Polizeidirektion sogar die Angabe der Pcrsona~daten Kriwo.n.ek8 ab. Sohliesslioh 

wurde das Bczirkspolizcikomr.1issariat Floridsd?rf q.m Abend des l4.April auch 

noch fernschriftlich zur Berichterstattung angewiesen~ Auch diese fern­

schriftliche Anfrage uurde nicht beantwortet .. 

2/AB VII. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)2 von 4

www.parlament.gv.at



t 

3.Beiblat t Beiblatt zur Parlamentskorrespondenz_ lB.Apri1 1953 

Bei seiner Befragung am 16 .. April gab Po1izeioberkomr.aissär He~t1 im 

Polizeipräsidium an, dass die Oberko~~dnntur die Akten über die Antshand­
lung übernommen habe und auch die Angelegenheit weiter behandeln werde. Er 

könne daher keine weiteren Angaben machen. Er bestätigte jedooh, d.en Amts­
oberrevidenten Dr.Steiner., der al~ Verwaltungsbeamter nioht zu einer exekutiv­

dienstlichen Handlung herangezogon werden durfte, zum Referenten der Amts­
handlung bestimmt zu 'haben. Da der PolizeidirektiQn bekannt war, dass mit 

beiden Festgenommenen unzulässige Nachtverhöre durchgefUhrt worden waren, 
·"mrde Oberkommissär Hortl auch diesbezüglich befragt. Er erklärt c, dass diese 

Verhöre nur den Zweck verfolgten, die Amtshandlung zu besohleunigen und 

daduroh die Haft abzukürzen. 

Amtsoberrevident Dr .Steinel' hat eine Beantw ortu~g der an ihn gerichteten 
Fragen überhaupt abgelehnt. 

Das Verhalten des Polizeioberkommissärs Hartl verstöset in mehrfaoher 
Hinsicht gegen die österreichisohen Rechts- und Dienstvorschriften. Insbeson­

dere en~behrt die Anordnung der Verl~~ftungen bzwe die Auirechterhaltung der 
Verhaftungen jcde~ gesetzliChen Grundlage. Weiters ist die Betrauung eines 

Verwaltungsberunten (Amtsoberrevident Dr.Steiner)mit der Leitung einer exekutiven 
Amtshandlung unstatthaft. Auch die Anordnung von Nachtverh5ren war unZUlässig. 

Schliesslich haben die-Beamten des Bezirkspolizeikommissariates Floridsdorf 
Oberkommissär Hertl und Amtsoberrevident Dr.Steiner gegen ihre Dienstpflicht 

daduroh versto~soll. dass si e die. Durchführung von Aufträgen der Polizei­
direktion zur Berichterstattung verweigert und, soweit es den Amtsoberrevidenten 

Dr.Steiner und den Kriminalbeamten Wagner botrifft, auch die Erteilung von 

Auskünften über. einen die:nstbehördlichen Auftrag abgelehnt haben. 

Auf Grund dieses Sachverhaltes hat die Bundespolizeidirektion Wien C~cgen 
den Poiizeiobel'k~rnmissär He~tl, den Amtsoberrevidenten Dr.Steiner und den 

Kriminalbe~ten Wagner die Disziplinaranzeige erstattet. Sollte die weitere 

Überprüfung der Angelegenheit ergeben, dass auch der Verdacht eines straf­

reohtlich zU ahndenden Verschuldensvorliegt, so wird eine entspreohende 
Strafanzeige erstattet werden .• 
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Zusammenfassend. stellt das Bundesminis tex-i.um fti.ia Inneres feßt, 

dass das Vorge hen 4el" Beamten des Bozirkspo:lizeikommissari.ates 1lor!dsdorf 

bzw. die Anordnung der Festnahme der Betriebsräto Smida und K%1wanek 

den österreichischen Rechtsvorschriften widersprochen hat. Die nach Fest­

stellung dieses tatbestandes von der Polizeidirektion angeordnete sofortige 

Freilassung der Festgenommenen konnte nur dJeshalb nicht durchgeführt werden, 
1 

weil die diesbezüglichen Weisungen der Poli'zeid:il'ektion unt er Berufung auf' 

ausdrückliche Befehle der russischen Besatzungsmacht nicht befolgt wurden • 

. Wie der Öffentlichkeit aus früheren Anlässe.n bekannt ist, ist es 

nicht daserste i Mal, dass sich Bear./lte der. B:undespolizeidirektion Wien 

in de~ sowjetischen Zone auf Aufträge der Besatzungsmacht berufen, die mit 

den österreichischen Gesetzen und Vorschriften und auch mit dem Kontrollab­

kommen nicht i~\Einltlang zu bx;ingen sind. qolche Aufträge mach.enin (ler 

sowjetischen Zone einen geordneten, den tisterreichischon- Gesetzen entsproohen­

den Polizeidienst wiederholt unmöglich. Alle Bemühungen der &terreichischcn 

Bundesregierung Ulld der 8sterreichischen Behörden, solche Eingriffe der 
I • 

Besa.tzungsmacht a.uszuschalten, sind bisher ~erfolglos goblieben. 
I 

-.-.-.-.-.-.-.~ .. 
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